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Geschäftszahl 

2010/17/0228 

Rechtssatz 

Auch wenn die in Art. 9 Abs. 1 Wasserrahmenrichtlinie enthaltenen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
grundsätzlich auch die Kanalbenützungsgebühren erfassen, ergibt sich daraus noch nicht, dass die Verpflichtung, 
bis zum Jahr 2010 dafür zu sorgen, dass "die Wassergebührenpolitik angemessene Anreize für die Benutzer 
darstellt, Wasserressourcen effizient zu nutzen", die Verpflichtung enthält, auch in Gebührenordnungen für die 
Wasserentsorgung derartige Anreize zu verankern. 


